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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.10.1984 

Geschäftszahl 

83/09/0087 

Rechtssatz 

Kommt das zur Dienstbeschreibung zuständige Organ seiner Verpflichtung gemäß § 18 Abs 10 DP, den 
Beamten, dessen Dienstleistung in einer die Dienstbeschreibung beeinflussenden Weise nachgelassen hat, 
nachweislich zu ermahnen, nicht nach, so hat dies keine Rechtsfolgen hinsichtlich der durchzuführenden 
Dienstbeurteilung. Die gesetzwidrige Unterlassung der Ermahnung stellt auch keinen Verfahrensmangel 
des Dienstbeurteilungsverfahrens dar. 
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